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PRAGER FRÜHLING

»Wir kommen, um Euch
brüderliche Hilfe zu erweisen«

Prag 1968: Der Weg zur Entscheidung im Kreml

Von Stefan Karner

Vor vierzig Jahren hatte sich die Tschecho-
slowakei für einen Frühling lang ins freie
Europa zurück gemeldet. Das Ergebnis ist
bekannt: Das Experiment wurde brutal mit
Panzern niedergewalzt. Doch die Ideen des
»Prager Frühlings« lebten weiter. Zwanzig
Jahre später konnte und wollte Gorbacëv
nicht mehr verhindern, was in Prag vorge-
dacht wurde und was nun in Danzig oder
Leipzig geschah: was die Berliner Mauer und
den »Ostblock« auch von innen zum Ein-
sturz brachte. Die Freiheit des Wortes. Ein
Wendepunkt europäischer Geschichte.

In einem mit Unterstützung des öster-
reichischen Wissenschaftsministeriums am
Boltzmann-Institut für Kriegsfolgenfor-
schung, Graz/Wien/Klagenfurt, von 2005
bis 2008 durchgeführten Projekt arbeiteten
über achtzig Historiker aus Europa, den
USA und Rußland. Erstmals konnten die
in Moskau frei gegebenen Akten des ZK der
KPdSU, der Schaltzentrale zur Entschei-
dung des Kreml, ausgewertet und publi-
ziert werden.1

Dienstag, 20. August 1968, kurz vor 22
Uhr. In die Abenddämmerung des Prager
Himmels landet die erste sowjetische Mili-
tärmaschine. Luftlandetruppen nehmen
den Tower und besetzen die Abfertigungs-
halle des Flughafens. Gleichzeitig rücken
Panzer auf Prag und Bratislava vor. Die In-
vasion in die Tschechoslowakei hatte be-
gonnen, der »Prager Frühling« war gewalt-
sam beendet. »Wir kommen, um Euch brüderli-
che Hilfe zu erweisen und mit vereinten Kräften die
Sache des Sozialismus in der Tschechoslowakei zu
verteidigen«, denn »mit der Abwehr der Konterre-
volution darf keine Minute gezögert werden«, lau-
tete der Aufruf der einmarschierenden
Truppen an die Volksarmee der CSSR.2

»Lenin, wach auf und sieh, wie Breznev den
Verstand verloren hat! Dubcek – Svoboda, Dub-
cek – Freiheit!« Wut, Empörung und Ohn-

macht schlugen den Besatzern entgegen.
Mit bloßen Händen trommelten Tschechen
und Slowaken gegen die Panzer der Sowjets,
Bulgaren, Polen und Ungarn. Die DDR
durfte nicht mit einmarschieren, sehr zum
Ärger von Ulbricht. Dreißig Jahre nach Hit-
lers Einmarsch wollten die Moskau ergebe-
nen Kräfte keine deutschen Truppen in Prag
sehen.3

Kurz zur Vorgeschichte: Stalins Tod
1953 und die Entstalinisierung, beginnend
mit Chrušcevs Geheimrede 1956, führten
auch in der Tschechoslowakei zu einer Ver-
urteilung des Personenkults. In der CSSR
amtierte seit 1957 Partei- und Staatschef An-
tonin Novotný. Er hatte nicht nur sein Land
durch vorsichtige Wirtschaftsreformen in
die erste Liga des COMECON gebracht und
einen Spalt an Liberalisierung und Mei-
nungsfreiheit (wie Live-TV-Diskussionen
in Kooperation mit dem ORF – Helmut
Zilk –,4 die Kafka-Konferenz in Liblice oder
das Tabuthema der Schauprozesse der fünf-
ziger Jahre im »Kulturny zivot«) zugelassen,
sondern war auch 1964 als einziger Ost-
block-Führer der Absetzung Chrušcevs
durch Breznev kritisch gegenüber gestan-
den. Besonders letzteres hatte ihm Breznev
übel genommen. Als sich in der CSSR 1967
Unzufriedenheiten und Unruhe breit mach-
ten, formuliert vor allem von Schriftstellern,
Künstlern und Intellektuellen wie Václav
Havel und Pavel Kohout, und sich Novot-
ný auch gegen eine Stationierung sowjeti-
scher Raketenbasen im Land stellte, ergriff
Breznev die Gelegenheit. Die Würfel fielen
Anfang Dezember 1967 während eines
überraschenden »Urlaubs«-Besuches des
sowjetischen Parteichefs. Forstminister Jo-
sef Smrkovský im ZK der KPC am 5. Jän-
ner 1968 zu Novotný: »Was wir brauchen, ist
ein Erster Sekretär, der ist, was er sein soll: Erster
unter Gleichen!«

Der Rest war Formsache: Novotný
mußte zurücktreten und für den slowaki-
schen KP-Chef Alexander Dubcek Platz
machen, blieb jedoch Staatspräsident. Die-
ser Wechsel an der Parteispitze am 5. Jänner
1968 markierte den eigentlichen Beginn des
»Prager Frühlings«, einer zunächst von der
Parteispitze verordneten Reform des sozia-
listischen Gesellschaftsmodells, die sich
bald verselbständigte: »Studenten, Schriftstel-
ler und Journalisten treten in Betrieben gezielt auf.
Der Gegner hat faktisch die Prager Universität in
der Hand. Die Presse veröffentlicht Stimmen aus
der Arbeiterklasse, in denen die Opposition unter-
stützt wird. Die gegnerischen Kräfte werden zen-
tral gesteuert. Es gibt vermutlich ein offenes und
ein illegales Zentrum«, rapportierte DDR-Bot-
schafter Peter Florin schon Anfang März
nach Ost-Berlin. Und nannte gleich die ge-
fährlichsten Namen: Smrkovský, den Öko-
nomen Ota Sik, den Chef des Schriftsteller-
verbandes Eduard Goldstücker und Jirí Pe-
likán, den Fernseh-Direktor. Und natürlich
Dubcek selbst. Dieser war zwar sechzehn
Jahre lang in der Sowjetunion in Partei- und
Kaderschmieden erzogen worden, hatte
sich jedoch weitgehend von den Doktrinen
gelöst und von Beginn an versucht, seine
Vision eines »Kommunismus mit mensch-
lichem Antlitz« zu verwirklichen.

Der Kreml beschränkte sich zunächst
darauf, die Lage in der CSSR als schwierig
und widersprüchlich zu bezeichnen. Ja,
man wäre, wie man immer wieder zu verste-
hen gab, mit dem eingeschlagenen Reform-
kurs prinzipiell einverstanden. Anders die
ostdeutschen, polnischen und bulgarischen
Genossen. Polens KP-Chef Wladislaw
Gomulka traf sich daher nach Absprache
mit Moskau schon Anfang Februar mit der
Prager Parteispitze. Dubceks Bemühungen,
die Lage in seinem Land in bestem Licht
darzustellen, überzeugten Gomulka nicht.
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Für die SED mußten die Reformen beendet
werden, um das Machtmonopol der KPC
zu restaurieren, denn in Prag sei die Konter-
revolution ausgebrochen.

Erst nach der Lockerung der Zensur und
den vielen Absetzungen von KP-Funktio-
nären begannen Teile der Moskauer Füh-
rung »besorgt« zu reagieren, vor allem nach
einem Bericht von Außenminister Andrej
Gromyko und von KGB-Chef Jurij Andro-
pov, den die beiden am 15. März dem Polit-
büro vorlegten. Das prognostizierte Hor-
rorszenario: Ohne Gegenmaßnahmen dro-
he in der CSSR der Kapitalismus und damit
die Spaltung des Warschauer Paktes.

Der Beginn der Reformen bedeutete für
Dubcek Druck von zwei Seiten: Von den
Hardlinern des Kreml und den KP-Chefs
Walter Ulbricht und Gomulka und von den
orthodoxen Kräften in der Tschechoslowa-
kei selbst. Schon im März 1968, zwei Mona-
te nach seiner Inthronisation, brüskierte
Dubcek den Kreml, als er die Einladung
einer Militärdelegation nach Moskau ab-
lehnte. Die restaurativen Kräfte um Novot-
ný gaben sich freilich nicht so schnell geschla-
gen. Zunächst forderte ihn der Kreml auf:
Kein Rücktritt als Staatspräsident! Danach
plante man, Novotný im Amt zu halten,
und die Verhaftung der Reformer, ein
Putschangebot: General Vladimir Janko
sollte nach einer Liste mit 1030 Namen und
mit seiner Panzerdivision vorgehen und die
Verhaftungen durchführen. Das Angebot
scheiterte am Njet der Sowjets. Nach der
Veröffentlichung der Liste beging Janko
Selbstmord, und Novotný mußte vom Prä-
sidentenamt zurücktreten. Die Ernennung
von General Ludvík Svoboda, einem
Kriegskameraden Breznevs (»wir sind zu-
sammen durch die Sowjetunion und durch
Rumänien marschiert«) und »Helden der
Sowjetunion« zum neuen Staatspräsiden-

ten gab den Reformern weiteren Auftrieb.
Svoboda amnestierte auch sofort über tau-
send politische Gefangene.

Nach 25 Jahren Sozialismus: Habt ihr
denn bis jetzt keine Demokratie?
In dieser Situation lud Breznev die KP-
Chefs der Bruderstaaten nach Dresden, offi-
ziell um die Wirtschaft im COMECON zu
besprechen. Kaum war die Einladung aus-
gesprochen, tauchte in Moskau bereits der
Gedanke auf, man solle auch »auf der militäri-
schen Linie nachdenken«. Politbüro-Hardliner
Kiril Mazurov sprach es offen an: »Wir haben
uns auf die äußerste Maßnahme vorzubereiten«.

Die Führung der KPC fand sich in Dres-
den vor einem Tribunal wieder. Gleich zu
Beginn gab Breznev die Order aus: »Das
Gespräch wird sehr ernst. Keine Protokolle, keine
Stenogramme. Die technischen Mitarbeiter bitte zu
entlassen«. Dennoch: Ulbricht ließ insgeheim

ein Tonband mitlaufen. Das Protokoll do-
kumentiert den Beginn der Konfrontation
gegen die Prager Reformer. Ohne große
Umschweife kam Ulbricht sofort zur Sache:
»Wir hoffen, daß uns Genosse Dubcek eine Infor-
mation gibt über die Pläne des ZK der KPC und über
die Vorbereitung ihres Aktionsprogramms.« 5

Dubcek war vollkommen überrascht
und unvorbereitet, darüber »ohne Konzept
und ohne Manuskript«, zu sprechen. Ge-
schickt betonte er das wirtschaftliche Poten-
tial des Landes, den Aufbau der sozialisti-
schen Volkswirtschaft, die »Wirtschaftsbezie-
hungen zu unseren sozialistischen Nachbarn als
Basis zur Festigung der politischen Beziehungen«.
Erst dann schlug er die Pflöcke ein, die von
den anderen KP-Führern als Keulen aufge-
nommen wurden: Die KPC werde in Zu-
kunft nicht mehr die führende, sondern
»eine große Rolle spielen«. Es werde geheime
Wahlen in der Partei geben, »die es bei uns noch

Der zivile Widerstand gegen die Besatzer:
Tschechoslowakische Zivilisten mit Fahnen
gegen Panzer. Quelle: Ústavu pro soudobé
dejiny (Institut für Zeitgeschichte).
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nie gegeben hat«. Und neue KP-Sekretäre wer-
den eingesetzt, rekrutiert »aus dem Kollektiv
derer, die dort arbeiten«. Dies bedeute, so Dub-
cek, eine Liberalisierung der Gesellschaft
und die Abstützung der Politik auf die In-
tellektuellen und die Jugend.

Mit diesem Dreck fertig werden!
Das war starker Tobak. Breznev antwortete
als erster und knallhart: »Erkläre mir doch
einmal, was du unter Liberalisierung der Gesell-
schaft verstehst? Unter Demokratisierung? 25
Jahre baut ihr den Sozialismus auf. Habt ihr denn
bis jetzt keine Demokratie? Oder wie soll man das
verstehen?« Und dann kamen jene konkreten
Vorwürfe, die Dubcek bis zu seiner Ablö-
sung nicht mehr los wurde:
– Verleumdung der KP und der Sowjet-

union, selbst im KP-Organ Rude pravo,
– Attacken gegen die Armee, die Regierung

und einzelne verdiente Kommunisten.
– Tendenzen zu einem »tschechischen Sozia-

lismus« : »kleinbürgerlich, revisionistisch, na-
tionalistisch«,

– Zuschiebung der Verantwortung für die
wirtschaftlichen Schwierigkeiten an die
UdSSR und die Zusammenarbeit im
COMECON.

– Hinwendung zum Westen, »Hilfe und
Kredite von dort. Denn die Sowjetunion raube ja

die CSSR aus! Daß man sich dabei um den
Wohlstand der Werktätigen sorgt, ist reine Tar-
nung!«

– Schließlich die Medien, Radio, Fernsehen,
Zeitungen: »Sie sind ohne Leitung«, was im
Kontext »ohne Zensur« hieß.

Danach fiel zum ersten Mal das Schlüssel-
wort der Anklage: »Konterrevolution« und
die Gefahr eines Austrittes aus dem War-
schauer Pakt, verpackt in eine rhetorische
Frage: »Warum wird oben gesagt: Unser Volk
weiß nicht, welchen Inhalt der Warschauer Ver-
trag hat. Aber wenn unser Volk das wüßte, würde
es sehr schnell aus dem Vertrag ausscheiden. Als
ob das ein knebelnder Vertrag wäre!«

Seine Brandrede faßte Breznev in vier
Anklagepunkten zusammen:
– Antisozialismus (sichtbar in der disku-

tierten »Entfernung des 5-zackigen Sterns aus
dem Wappen«) und einen »tschechischen So-
zialismus«, um einen Systemwechsel ein-
zuleiten,

– Antisowjetismus (man sagt: »Wir wollen
nicht unterstellt sein«),

– Neutralitätspolitik: den Austritt aus dem
Warschauer Pakt und die Hinwendung
zum Westen (»ein durchdachtes Vorhaben!«)
vorzubereiten und

– Freie Medien, mit denen der Aufbau einer
»Konterrevolution« zugelassen wird.

Dennoch ließ Breznev seinen Mann in Prag,
Dubcek, nicht fallen: »Wir haben die Hoff-
nung, daß sie mit Dubcek an der Spitze die Ereig-
nisse ändern und die gefährliche Entwicklung ver-
hindern können. Wir sind bereit, ihnen morali-
sche, politische und demokratische Hilfe zu geben.
Wenn das aber nicht möglich ist oder wenn sie das
als falsch betrachten, dann können wir trotzdem
gegenüber der Entwicklung in Prag nicht teil-
nahmslos bleiben.« Denn es gehe um die »Si-
cherheit der sozialistischen Staaten.«

Das politische Ziel gegenüber der KPC
war formuliert: Die KPC sollte ihr Macht-
monopol in der Tschechoslowakei behaup-
ten und die »Konterrevolution« aus eigener
Kraft niederschlagen. Und diese Leitlinie
galt im wesentlichen bis zum Einmarsch.
Gomulka (»das ist die wichtigste Schlußfolge-
rung«), Ulbricht (»die Entwicklung mehrerer
Jahre kommt jetzt hoch: freie Wahlen, Parlament
mit Opposition, Rehabilitierung, aktive Neutrali-
tät – nicht mehr Warschauer Vertrag; nicht mehr
KP-Machtmonopol, sondern offene Gesell-
schaft!«) und der Bulgare Stanko Todorov
(Zivkov weilte gerade in der Türkei) teilten
die Linie. Nur János Kádár warb um Ver-
ständnis für die Reformer. Und Minister-
präsident Kosygin forderte nochmals von
Dubcek, »mit dieser Konterrevolution fertig zu
werden, mit diesem Dreck, der jetzt überall hoch
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kommt«, und warnte, »wenn wir die Presse verlie-
ren, das Fernsehen, das Radio, dann wird es natür-
lich sehr schwer.«

Die Reformen6

Dubcek informierte seine KP-Genossen
nur vage über die sowjetischen Forderun-
gen: »Ich kann sagen, daß die gewissen Sorgen und
Ratschläge, die ausgesprochen wurden, in dem
Geiste vorgetragen wurden, daß die Genossen diese
Sorgen nur deswegen äußern, weil sie hinter uns
stehen und wollen, daß die Dinge gelingen.« Die
ZK-Mitglieder Kolder, Bil’ak und Lenárt
pflichteten ihm bei. Die Reformer ignorier-
ten die Dresdener Warnungen. Sie wollten
den Übergang vom Sozialismus sowjeti-
schen Typs zu einem demokratischen So-
zialismus.

Schon wenige Tage später, am 5. April
1968, folgte das entscheidende Plenum der
KPC mit einem »Aktionsprogramm«, das
in den nach Moskau orientierten europäi-
schen KP-Zentralen alle Alarmglocken
schrillen ließ: Verzicht der KPC auf ihr
Machtmonopol, teilweise Privatisierung der
Wirtschaft (Klein- und Mittelbetriebe), Säu-
berung der Wirtschaft von politischen Di-
rektiven, Übertragung von Entscheidungs-
kompetenzen an Betriebsräte, Grund- und
Freiheitsrechte, Aufhebung der Zensur,
Ausbau der Minderheitenrechte für Ungarn,
Polen, Ukrainer und Deutschen, politische
Rehabilitierung und Wiedergutmachung,
Rehabilitierung von politischen Opfern so-
wie föderale Regelung des Verhältnisses
zwischen Tschechen und Slowaken.

Konsequent resultierte aus dem KPC-
Plenum eine neue Führung, die fünfzehn
der neunzehn neuen Minister in die Regie-
rung unter Oldrich Cerník entsandte, unter
ihnen Innenminister Josef Pavel, der die
Neubesetzungen im Geheimdienst nicht
mehr mit dem KGB abstimmte. František
Kriegel und Josef Smrkovský rückten in die
erste Reihe der Reformer auf. Die Reaktion
aus Moskau folgte auf dem Fuße. Breznev

kritisierte das Plenum tags darauf als »revi-
sionistisch«. Die ZK-Sprachregelung wurde
am 10. April im ZK fixiert: »Wir werden die
Tschechoslowakei nicht aufgeben!«, was konkret
bedeutete: Militärmanöver in Südpolen
und in der Tschechoslowakei (»Sumava«),
die Anlage von Personal-Dossiers durch die
Stasi als Basis für Säuberungen in der KPC,
die Störung deutscher Sendungen von Ra-
dio Prag, die Störung westlicher Rundfunk-
sender, eine Rüge wegen der »absolut ab-
normalen und gefährlichen Situation« an
den Grenzen zur BRD (Westtouristen
»überschwemmen« das Land, sind teilweise
Spione und bedrohen die sozialistische
Ordnung), mehrere Treffen der KP-Führer,
teils ohne die KPC.

In Moskau wurden das »Aktionspro-
gramm« und die folgende Regierungserklä-
rung von Cernik zur wichtigsten Triebfeder,
die den »Falken«, wie dem Chefideologen

Suslov, Auftrieb gab, zum Angriff überzu-
gehen und erste Maßnahmen einzuleiten.
Für Verteidigungsminister Andrej Grecko
war klar: »Wir sind jederzeit bereit, gemeinsam
mit den Armeen der Länder des Warschauer Pak-
tes dem tschechoslowakischen Volk zu Hilfe zu
kommen.« Die Tschechoslowakei war für die
Militärs wichtig: sicherheitspolitisch und rü-
stungsindustriell, was besonders der KGB
unter dem Hardliner Andropov so sah.

Zur wichtigsten Triebfeder von außen,
das tschechoslowakische »Problem« gewalt-
sam zu »lösen«, wurden Ulbricht und Go-
mulka; ihnen folgte Zivkov. Janos Kádár in
Ungarn zögerte. Für Ulbricht ging es be-
sonders um den eigenen Machterhalt. Go-
mulka unterstützte die Idee einer »bewaff-
neten Intervention«. Auch die Bulgaren hat-
ten sich »entschieden für die Ergreifung aller
Maßnahmen, auch militärischer, wenn es notwen-
dig ist«, ausgesprochen. Zivkov: »Es agieren

Links: Ein Panzer rammt ein Stadthaus.
Rechts: Josef Smrkovský bei einem improvi-
sierten Treffen mit Jugendlichen am Prager
Wenzelsplatz vor dem Treffen in Bratislava am
2. August 1968. Quelle: Ústavu pro soudobé
dejiny (Institut für Zeitgeschichte).
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dort westliche Kontaktstellen. In der Tschechoslo-
wakei wie auch in Polen spielt der Zionismus eine
große Rolle […]. Es ist dies alles auch das Wirken
der jugoslawischen Führung, die über Rumänien,
Polen und die Tschechoslowakei versucht, in unse-
re Familie hineinzuwirken. Es ist nicht notwen-
dig, stalinistische Methoden der Vergangenheit
anzuwenden, doch müssen wir […] Methoden
wählen, mit denen wir in der Tschechoslowakei, in
Rumänien und danach auch in Jugoslawien Ord-
nung schaffen können.«

Seit Alexander Dubcek im Jänner 1968
KPC-Chef geworden war, hatte sich die
Tschechoslowakei nach zwanzig Jahren sta-
linistischer KP-Herrschaft wieder nach Eu-
ropa zurück gemeldet. Sein »Sozialismus
mit menschlichem Antlitz« war konkret:
Presse- und Reisefreiheit, Grenzöffnungen
zu Österreich und West-Deutschland, Pri-
vatisierungen und neue Leute wie Cerník,
Smrkovský, Zdenek Mlynar oder Svoboda.
Vereine wurden gegründet, die bürgerlichen
Grundfreiheiten gelebt. Literarni listy, die
Klubs »K-231« und »KAN« (Engagierte
Parteilose) wurden Sammelbecken zur
(Wieder)Gründung einer Sozialdemokrati-
schen Partei, Regisseure wie Miloš Forman,
Wissenschafter und Schriftsteller erlangten

Kult-Status. Die Katholische Kirche blühte
auf, die Slowaken hatten Hoffnung auf na-
tionale Selbständigkeit in einer neuen Fö-
deration.

Konterrevolution .
Diesen neuen Schwung spürte auch Todor
Zivkov, der Ende April in Prag zum ersten
Mal persönlich mit Dubcek zusammentraf.
Als Dubcek seine Reformen verteidigte, war
für Zivkov klar: Dubcek ist ein Revisionist,
in der CSSR gibt es eine Konterrevolution
und eine Restauration des Kapitalismus. Er
hatte in der KPC ein drittes revisionistisches
Zentrum ausgemacht, dessen »innerer
Kern« unter anderem »aus Juden besteht«. Ul-
bricht stimmte dem zu und forderte ein
weiteres Treffen. Zu diesem kam es zum
Jahrestag des Kriegsendes, am 8. Mai, in
Moskau. Dabei gerieten die KP-Führer
(ohne die KPC) in eine für sie eigenartig
prekäre Situation. Einerseits forderten die
»Bruderparteien« äußerste Maßnahmen,
andererseits war man sich im Kreml darüber
im klaren, daß solche nur den letzten Aus-
weg darstellen konnten. Daher sollte die
KPC-Führung zunächst noch nicht im ge-
samten attackiert werden, in der Hoffnung,

die »gesunden Kräfte« in der CSSR würden
an Einfluß gewinnen. Für Ulbricht die fal-
sche Taktik, war doch Dubcek für ihn bereits
zum hoffnungslosen Fall geworden, auch
für Gomulka. Anders Kádár, für den die
Reformen in Prag keine Konterrevolution
waren. Wilde Attacken von Gomulka und
Ulbricht auf ihn folgten.

Kádár bezog sich vor allem darauf, daß
der Sozialismus selbst von den KP-Refor-
mern in Prag nicht zur Diskussion gestellt
wurde. Weitere, offene Unterstützungen
des Dubcek-Kurses kamen unüberhörbar
aus Belgrad und Bukarest, aus den Kom-
munistischen Parteien Italiens und Frank-
reichs, nur vereinzelt und schwach aus der
linken deutschen und französischen »68er-
Bewegung« und indirekt durch China.

Seit Mai gab es in Moskau keine ZK-
Sitzung mehr ohne die »tschechoslowaki-
sche Frage«. Dennoch war die Wortwahl
noch moderat, weil man »Dubcek dazu bewe-
gen [wollte], freiwillig im Land Ordnung zu schaf-
fen«. Freilich mit dem Nachsatz: Sonst »wer-
den die Bruderparteien Mittel und Wege finden,
um zu handeln« (der Moskauer KP-Sekretär
Grišin). Parallelen zu Ungarn 1956 zog vor
allem KGB-Chef Andropov, damals sowje-
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tischer Botschafter in Budapest: »In Ungarn
fing es auch so an.« Noch gab Breznev die
Linie vor, und er präferierte eine politische
Lösung: die KPC sollte selbst zurückru-
dern. Doch die »Falken« formierten sich:
Andropov, Mazurov, Suslov, Grecko, bis
zum Sommer Kosygin – auch der ukraini-
sche KP-Chef Petro Selest, der zurecht ein
Überschwappen des tschechoslowakischen
Reformprozesses auf die Ukraine befürchte-
te und »eine klare Festlegung« forderte, »wer in
diesem Kampf zu uns gehört, auf wen wir uns
verlassen können!« Kunaev aus Kasachstan
brandmarkte Dubcek überhaupt als »prinzi-
pienlosen Politikaster«. Und die Moskauer
»Falken« wurden mit jeder neuen Reform in
Prag stärker.

Der Druck aus der Bevölkerung, die Re-
formen weiter zu beschleunigen, wurde im-
mens, und die KPC konnte ihm nicht nach-
geben, wollte sie nicht eine sofortige Reak-
tion aus Moskau herbeiführen. Dubcek
agierte wie ein Lokführer zweier Züge: Eines
»Volksexpreß« und eines langsamen Partei-
Frachtenzuges. Beide Züge waren zu koor-
dinieren und auf den Moskauer General-
plan abzustimmen. Eine unlösbare Aufga-
be.

Manifest der 2000 Worte
Der »Prager Frühling« kulminierte am 27.
Juni 1968, als der Schriftsteller Ludvík Va-
culík und weitere 67 Intellektuelle, Schrift-
steller und Künstler, das sogenannte Mani-
fest der 2000 Worte veröffentlichten: Eine
Abrechnung mit den zwanzig Jahren KP-
Herrschaft in der CSSR und eine Warnung
zum Fortgang der Entwicklung: Die De-
mokratisierung nicht zu stoppen, die Föde-
ralisierung durchzuführen und die Gefahr

zu sehen, »daß in unsere Entwicklung ausländi-
sche Kräfte eingreifen könnten«. Die weitere
Demokratisierung, so das Manifest, könne
daher nur außerhalb der KPC gesichert wer-
den. Der Sozialismus als Gesellschaftsform
stand zur Disposition. Und an die eigene
Regierung: »Wir werden hinter ihr auch mit der
Waffe in der Hand stehen.« Noch nachts dar-
auf soll Breznev bei Dubcek angerufen und
einen »sofortigen Angriff der Volksmilizen ge-
gen die konterrevolutionären Kräfte« gefordert
haben. Obwohl sich die KPC vom Manifest
distanzierte, erschien das Manifest für den
Kreml wie ein direkter Aufruf zur Konterre-
volution.

Das Manifest löste auch im ZK der
KPdSU eine breite Stimmung für eine mili-
tärische Lösung aus. Die politische Wei-
chenstellung dafür erfolgte am 15. Juli beim
Treffen der fünf »Bruderstaaten« in War-
schau. Die KPC hatte die Teilnahme, wohl
wissend, was sie dort erwarten würde, ver-
weigert. Die fünf Parteien sandten einen ge-
meinsamen Brief an die KPC, in dem sie
ultimativ eine Kurskorrektur forderten.
Zivkov verlangte die Besetzung der CSSR
durch Truppen des Warschauer Paktes –
dem widersprach kein anderer Parteiführer
mehr. Im Gegenteil: Gomulka und Ul-
bricht unterstützten ihn lautstark. Ulbricht
drohte auch Kádár: »Der nächste Schlag wird
gegen Euch geführt.« Nur Breznev spielte
noch auf Zeit, bevor die »äußersten Maßnah-
men getroffen« würden. Welche es sein wür-
den, war allen klar, selbst dem KP-Sekretär
aus Volgograd, der versprach: »Wir werden
den Sozialismus so verteidigen wie die Rote Armee
Stalingrad!«

Dennoch war der Einmarsch eine be-
schlossene Sache. Mehr noch: Es wurde

bereits für die Zeit danach geplant. Das Po-
litbüro in Moskau beauftragte am 22. Juli
Verteidigungsminister Grecko, »Maßnahmen
für die Zeit nach dem Einmarsch zu ergreifen«.
Daß es dennoch zu abermaligen Verhand-
lungen kam, geht vermutlich auf Breznev
zurück. Dubcek sollte schriftlich konkrete,
möglichst unhaltbare Zusagen machen, de-
ren Nichterfüllung dann als Grund für die
Intervention dienen würden. In diese Kate-
gorie fällt vor allem die Forderung Breznevs,
eine »politische Lösung« auf Basis der Dres-
dener Bedingungen zu finden.

Cierná nad Tisou
Am 29. Juli kam es überraschend zu einem
bilateralen Treffen im ostslowakischen Cier-
ná nad Tisou. Zum ersten und einzigen Mal
fuhr das gesamte Moskauer Politbüro außer
Landes. Ein ZK-Mitglied mußte wegen
Krankheit sogar im Pyjama anreisen. Es
wurde absolutes Stillschweigen vereinbart.
Umso entrüsteter reagierte der Kreml, als er
tags zuvor erfuhr, daß die ausländische Pres-
se bereits vor Ort war. Der Kreml hatte in
Cierná keinen Erfolg erwartet und bereits
unmittelbar darauf ein Treffen in Moskau
angesetzt, um die weiteren Schritte zu be-
schließen. Das wurde abgesagt, denn wider
Erwarten hatte man am 30. Juli auf Vor-
schlag Moskaus »eine Übereinkunft« erzielt.
Dubcek hatte sich gefügt und zugesagt, Re-
form-Exponenten wie Kriegel oder Císar
sofort zu entlassen, die Medien zu »beherr-
schen«, die Klubs »aufzulösen« und die
»Arbeit der Sozialdemokratischen Partei zu un-
terbinden«. .

Damit hatte Dubcek theoretisch noch
eine allerletzte Chance, zumindest jedoch
Zeitgewinn. Auch am 3. August in Bratisla-

Links: Literární Listý, 27. Juni 1968: Erster
Abdruck des Manifests der 2000 Worte. Da-
neben in der Karikatur: Alexander Dubcek als
Geburtshelfer der schwangeren Marianne,
der Symbolfigur für die Freiheit aus der Fran-
zösischen Revolution. Text: »Sollte es keine
Komplikationen geben, so wird es wohl im 9.
Monat zur Welt kommen.« Rechts: Dubcek in
Bratislava am 3. August 1968. Quelle: Ústavu
pro soudobé dejiny (Institut für Zeitgeschich-
te).
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va, wo die »Warschauer Fünf« mit der KPC
zusammentrafen und eine gemeinsame Er-
klärung veröffentlichten, die der Legitima-
tion des ins Auge gefaßten »bürokratischen
Putsches« gleichkam. Während des Treffens
übergab Vasil Bil’ak der sowjetischen Dele-
gation den »Einladungsbrief der gesunden Kräf-
te« der KPC, in dem um eine »kollektive
Hilfsaktion« der fünf Interventionsstaaten
gebeten wurde. Die Übergabe des Briefes
soll auf einer Toilette stattgefunden haben.

Sechs Tage später rief Breznev von der
Krim bei Dubcek an und mahnte die Ver-
einbarungen ein: »Sascha, ich wollte, daß Du
verstehst, daß wir einigermaßen nervös werden.
Womit können wir helfen?« Dubcek: »Derzeit
beanspruche ich keine Hilfe.« Breznev: »Du hast
im Präsidium Personen, auf die Du Dich stützen
kannst. Daher sage ich Dir, Sascha, nochmals,
Du wirst ohne Leute, die unserer Sache ergeben
sind, mit der Rechten nicht fertig! Du mußt Dich
auf die gesunden Kräfte stützen.« Dubcek: »Wir
werden uns mit diesen Fragen beschäftigen, Genos-
se Breznev.« Darauf dieser: »Ja, ich wünsche
Euch Erfolg, ich wünsche Dir alles Gute, Sascha.
Auf Wiedersehen.« .

Das Wiedersehen kam früher als von

Dubcek erwartet. Zuvor meldete sich Brez-
nev am 13. August nochmals. In diesem
phasenweise emotionell geführten Telefo-
nat bekam Dubcek die gesamte Breitseite an
Vorwürfen zu hören, die sich in den Augen
des Kreml angestaut hatten. Er habe Refor-
mer nicht ausgetauscht, die »Konterrevolu-
tion« und die Medien nicht in den Griff
bekommen und die Tschechoslowakei
nicht auf einen moskautreuen Kurs zurück
geführt. »Nun gut, Sascha, ganz direkt. Stehst
Du persönlich zu der Erfüllung der Verpflichtun-
gen von Cierná?« Dubcek reagierte fast apa-
thisch, war gereizt: »Es wird ein Plenum geben,
dieses entscheidet alles.« Breznev: »Du weichst
wieder von der direkten Antwort ab.« Dubcek:
»Wenn Sie glauben, daß wir Sie betrügen, dann
ergreifen Sie jene Maßnahmen, die Sie für richtig
halten.« Breznev: »Siehst Du, Sascha, die Maß-
nahmen werden wir sicherlich ergreifen.« Man ver-
abschiedete sich und faßte ein neuerliches
Gespräch ins Auge. Zu diesem kam es dann
schon unter ganz anderen Vorzeichen, im
Kreml.

Als Zeichen der Solidarität mit den Pra-
ger Reformern stattete vom 9. bis 11. Au-
gust Tito der CSSR einen Besuch ab. Tito

lobte den Reformkurs und wurde von der
tschechoslowakischen Bevölkerung begei-
stert empfangen. In der Presse gab es Ge-
rüchte über eine mögliche engere Zusam-
menarbeit der drei »Donaustaaten« Tsche-
choslowakei, Jugoslawien und Rumänien.
Am 16. August kam Rumäniens Nicolae
Ceausescu, um einen Freundschafts- und
Bündnisvertrag abzuschließen. Ein Blitzbe-
such von UNO-Generalsekretär U Thant
unmittelbar zum vorgesehenen Datum des
Einmarsches wurde sowjetischerseits in
letzter Minute verhindert, dafür traf sich
Dubcek auf sowjetischen Vorschlag noch
am 17. August abends mit Kádár in Ko-
márno. .

Die letzte Entscheidung zur Interven-
tion traf das Politbüro des ZK der KPdSU
am 17. August einstimmig: Einmarsch.
Tags darauf trafen Zivkov, Kádár, Ulbricht
und Gomulka in Moskau ein und stimm-
ten ausdrücklich zu. Breznev wollte sie in die
Pflicht nehmen. Gleichzeitig wurden die mit
sich selbst beschäftigten USA, die schon
vorher beruhigende Signale aus Moskau er-
halten hatten, informiert, daß der Truppen-
aufmarsch nicht gegen die NATO gerichtet
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sei. Außenpolitisch dominierten Vietnam
und die Idee einer Abrüstung. Johnson
selbst wollte nach Leningrad reisen, um
Breznev zu treffen. Da paßte der Einmarsch
in Prag nicht ins Konzept. Vorwürfe über
»Einflußsphären«-Abmachungen, wie von
De Gaulle, wiesen die USA zurück. Den-
noch blieb die Teilung Europas in Einfluß-
bereiche gültig, wie Günter Bischof unter-
streicht. Beide Seiten verfolgten eine »Kalte
Kriegs«-Realpolitik.

Konec – Ende
In der Nacht vom 20. auf den 21. August
1968 begann die »Operation Donau«. Das
noch um Mitternacht versammelte Präsidi-
um des ZK der KPC, beschäftigt mit dem
für September geplanten Parteitag, verurteil-
te den Einmarsch sofort, wies jedoch die
Armee an, den einmarschierenden Truppen
keinen Widerstand entgegen zu setzen. Die
wichtigsten Einrichtungen und die Redak-
tionen wurden besetzt, Untergrundsender
zum Schweigen gebracht. Die Prager Füh-
rung um Dubcek wurde verhaftet und im
Flugzeug nach Moskau gebracht.

Als ihm Breznev in Moskau anbot, ge-
meinsam »eine annehmbare Lösung« zu su-
chen, wußte Dubcek, daß man aus ihm kei-
nen Märtyrer machen, daß man ihn benüt-
zen würde. Breznev: Die CSSR darf nicht
vom Sozialismus abkommen und die »ge-
sunden Kräfte« müssen erhalten werden:
»Das wird nicht schmerzfrei sein. Erinnern wir
uns an Ungarn. Dort gab es nur Kádár. Heute ist
das Volk reif geworden, hat gelernt!« Dubcek
sollte dem Kreml eine Exit-Strategie ermög-
lichen.

Zuerst wurde der inzwischen abgehalte-
ne Parteitag der KPC annulliert, denn, so
Breznev, »wenn man diese Mannschaft an die
Macht läßt, dann Genossen, wird die CSSR unver-
züglich bürgerlich!« Da meldete sich plötzlich
Staatspräsident Svoboda und ersuchte um
einen Besuch im Kreml. Er hatte sich gewei-
gert, eine neue Marionettenregierung unter
Indra und Bil’ak anzuerkennen und war

nach Moskau geflogen, wo man ihn als
Staatsgast empfing. Nicht im Bilde, daß der
Kreml weiter auf die Karte Dubcek setzte,
verriet Svoboda schon im ersten Gespräch
mit der Kreml-Führung den KPC-Chef
und schlug vor, Dubcek abzulösen, um die
CSSR auf einen prosowjetischen Kurs zu
bringen: »Wenn er zurücktritt, wäre es für uns
alle besser!«

Das schließlich unterzeichnete Moskauer
Protokoll kam einem Diktat gleich: Zurück-
nahme aller Reformen und Personalent-
scheide des Parteitags, Verbleib der Sowjet-
truppen bis zur »Normalisierung«. Moskau
ließ im Gegenzug den ohnehin unhaltbaren
Vorwurf der »Konterrevolution« fallen und
bestätigte auch nicht mehr den angeblichen
»Hilferuf« aus Prag.

Wer und von wo aus sollte das Ergebnis
bekannt gegeben werden? Das Protokoll
dazu: »Kádár: Svoboda soll nach Hause fahren.
Seine Abwesenheit kann die Sache stündlich kom-
plizieren. Gomulka: Sie werden verlangen, Smr-
kovský und Dubcek sollten sofort zurückkom-
men. Genossen! Die Frage ist ganz einfach: entwe-
der kapitulieren oder kämpfen.

Zivkov: Es wird ein bewaffneter Kampf sein.
Gomulka: Gegen die, die schießen, muß anders
vorgegangen werden. Wenn es keine Ruhe im Land
gibt, dann werden die Truppen in Aktion treten.
Breznev: Die Hysterie wird gewaltig sein. Go-
mulka: Svoboda und Cernik müssen unterschrei-
ben. Soll man hinschreiben: ›Prag‹. Aber sie müs-
sen hier am Tisch unterschreiben. Was darunter
steht, ist nicht wichtig, wichtig ist die Unterschrift!
Als Befehl muß das kommen. Und unseren Trup-
pen muß man mündlich mitteilen: Wenn sie das
nicht einhalten, werden die Truppen schießen.«
Am 29. August teilte Dubcek seinen Lands-
leuten über das Radio mit stockender Stim-
me das Moskauer Diktat mit.

Er, Cernik und Smrkovský blieben vor-
erst im Amt und wurden kalt benutzt. An-
dere konnten untertauchen, flohen oder
wurden verhaftet. Abgesehen von der bald
so bezeichneten »Breznev-Doktrin«, die
fortan die Souveränität jedes einzelnen so-
zialistischen Staates beschnitt, erfaßte eine
Welle des Protestes die Tschechoslowakei,
die gesamte freie Welt, zahlreiche kommu-
nistische Parteien in Westeuropa und
schwappte – trotz größter Vorsichtsmaß-
nahmen – auch auf »Ostblock«-Staaten,
selbst bis auf den Roten Platz in Moskau
über. Ein »Schwarzbuch« enthüllte die Poli-
tik des Kreml, drei öffentliche Selbstver-
brennungen aus Protest gegen die Invasion
konnten nicht verhindert werden. Ein von
der ganzen Welt registriertes Aufbäumen
gab es bei den Spielen der sowjetischen und
tschechoslowakischen Mannschaften bei der

Eishockey-WM 1969 in Schweden und in-
folge der drei Selbstverbrennungen 1969.

Die Ausschreitungen nach den Siegen
der CSSR nahm der Kreml zum Anlaß und
ersetzte am 17. April 1969 Dubcek durch
den Slowaken Gustav Husák. Die folgende
»Normalisisierung« bedeutete die Rückkehr
zur Zeit vor dem »Prager Frühling«.

An die fünfhundert Menschen starben
durch den Einmarsch und im zivilen Wi-
derstand. Doch die tatsächlichen Folgen von
Prag 1968 waren viel langfristiger und stär-
ker. Prag 1968 war der Anfang vom Ende
des »Ostblocks«. Es dauerte freilich noch
zwanzig Jahre, bis Gorbacëv, der gemein-
sam mit dem Prager Reformer Mlynar stu-
diert hatte, in der Perestrojka mit genau je-
nen Reformen begann, an denen Dubcek
durch die Panzer des Warschauer Paktes ge-
scheitert war. Die Sowjetunion brach im In-
neren zusammen, weil es einen »Sozialis-
mus mit menschlichem Antlitz« in der Pra-
xis nicht geben konnte.

Die Führer des Warschauer Pakts in Bratislava
(von links nach rechts): Alexander Dubcek im
Gespräch mit Leonid Breznev, Erich Honecker
(dahinter), Walter Ulbricht, Vasil Bil’ak und
Josef Smrkovský. Quelle: Ústavu pro soudobé
dejiny (Institut für Zeitgeschichte).


